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Blickpunkt BEPS

1 Aktueller Stand des  
BEPS-Projektes

Wie im letzten BEPS-Update erwähnt1, sind 
am 5. Oktober 2015 die finalen Berichte des 
OECD/G20-Projektes gegen die Verringerung 
von Steuersubstrat und Verschiebungen von Ge-
winnen (Base Erosion and Profit Shifting; 
«BEPS») zu allen 15 Aktionspunkten veröffent-
licht worden2. Wie verschiedentlich erwähnt hat 
die G20 die OECD im November 2012 beauf-
tragt, Massnahmen gegen das sogenannte BEPS 
bis 2015 auszuarbeiten. Die nun veröffentlich-
ten finalen Berichte beinhalten die innerhalb 
von 2 Jahren erarbeiteten konkreten Empfeh-
lungen zu den 15 identifizierten Aktionspunk-
ten. BEPS kann als das bislang anspruchsvollste 
und weitreichendste Vorhaben auf der interna-
tionalen Steuerebene bezeichnet werden, bei 
welchem neben den OECD- und G20-Staaten 
auch Entwicklungsländer, internatio nale Orga-
nisationen wie die Vereinten Nationen, die Welt-
bank, der internationale Währungsfonds und 
die Europäische Union mitwirkten.
Am 8. Oktober 2015 wurden in Lima die finalen 
Berichte den G20-Finanzministern präsentiert, 
welche die volle Unterstützung für eine schnel-
le, umfassende und konsistente Umsetzung der 
BEPS-Massnahmen zusicherten. Als nächstes 
werden diese Berichte im Rahmen des G20-Tref-
fens vom 15.–16. November 2015 in Antalya, 
Türkei, den Staatschefs zur Genehmigung prä-
sentiert.
Ferner wurde erkannt, dass eine adäquate Umset-
zung ebenso bedeutsam ist wie die Ausarbeitung 
von Massnahmen. Deshalb ist es vorrangig, dass 
die Umsetzung überwacht wird. In diesem Sinne 
haben sich die OECD- und G20-Länder bereit 
 erklärt, ihre Zusammenarbeit im Rahmen des 
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BEPS-Projekt bis 2020 zu verlängern3. Dies, um 
einerseits die ausstehenden Arbeiten abzuschlies-
sen, aber auch um ein effizientes und zielgerich-
tetes Überwachen der vereinbarten Massnahmen 
zu gewährleisten. Ein Vorschlag, wie die Mass-
nahmen umzusetzen sind und der Fortschritt 
durch die OECD überwacht werden soll, sollte bis 
Februar 2016 ausgearbeitet werden4.
Zu den Bereichen, die noch weiterer Arbeit be-
dürfen, gehören u. a.
• der Abschluss der Arbeiten an den Verrech-

nungspreisrichtlinien in Bezug auf die 
 Anwendung der Profit-Split-Methode und 
bezüglich finanzieller Transaktionen

•  die Erörterung der Regeln für die Zurech-
nung von Gewinnen zu Betriebsstätten

• die Fertigstellung der Musterbestimmungen 
und des Kommentars zur Limitation-of-
 Benefits (LOB)-Klausel,

• die Abkommensberechtigung von Invest-
mentfonds,

• die Ausarbeitung von Sonderregeln für den 
Versicherungs- und Bankensektor im Be-
reich der Zinsabzugsmöglichkeiten

• sowie die Entwicklung einer Strategie, um 
nicht-OECD- und G20-Länder in die BEPS-
Arbeiten mit einzubeziehen5.

2 Die finalen Berichte

2.1 Überblick
Die finalen Berichte beinhalten mehr als 1000 
Seiten Materialien, zum Teil mit neuen Ände-
rungen oder Einigungen auf eine der Optionen 
aus den früheren Diskussionsentwürfen. Da die 
finalen Abschlussberichte das Resultat erarbeite-
ter Kompromisse darstellen, sind die Ergebnisse 
von unterschiedlicher Verbindlichkeit hinsicht-

1  Vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, 
Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 10/2015, S. 753 ff.

2  Für weitere Informationen zum BEPS-Projekt vgl. 
 HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, 
 Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 10/2015, S. 483 ff., 
HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, 
 Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 4/2015, S. 307 ff. , 
HUBER/MAHAWATTAGE/BERR, Blickpunkt BEPS, in: 
SteuerRevue 2/2015, S. 131 ff., HUBER/BARTZ/BERR, 
Blickpunkt OECD, in: SteuerRevue 4/2014, S. 280 ff.; 

HUBER/BARTZ/BERR, Blickpunkt OECD – BEPS- 
 Update, in: SteuerRevue 6/2014, HUBER/BARTZ/BERR, 
Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 12/2014.

3 Vgl. OECD (2015), Explanatory Statement, OECD/G20 
Base Erosion and Profit Shifting Project, OECDS, S. 11 
abrufbar unter: www.oecd.org/tax/beps-explanatory-
statement-2015.pdf, nachfolgend «OECD, Explanatory 
Statement».

4  OECD, Explanatory Statement, S. 10 – 11.
5 OECD, Explanatory Statement, S. 11.
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lich ihrer Umsetzung durch die Staaten. So 
kann man die Massnahmen unter den verschie-
denen Aktionspunkten in folgende Kategorien 
aufteilen (vgl. Abbildung 1):
1. Verbindliche Mindeststandards:
 Die Staaten sind verpflichtet, die in den Ab-

schlussberichten enthaltenen Mindeststandards 
in ihr nationales Recht oder in den Doppelbe-
steuerungsabkommen umzusetzen. Damit soll 
eine Mindestharmonisierung zwischen den 
Staaten sichergestellt werden. Den Staaten steht 
es jedoch weiterhin frei, unilateral strengere 
Regeln zu implementieren, sollte ihnen der 
Mindeststandard nicht weit genug gehen.

2. Änderung von bestehenden internationa-
len Standards:

 Die OECD-Verrechnungspreisrichtlinien und 
das OECD-Muster-Abkommen werden ange-
passt, um eine möglichst einheitliche Umset-
zung der entsprechenden BEPS-Massnahmen 
zu erreichen.

3. Empfehlung von einheitlichen Ansätzen 
und bewährten Verfahren für die Umset-
zung im nationalen Recht:

 Diese Empfehlungen sollen den Staaten dazu 
dienen das innerstaatliche Recht anzupassen. 
Dabei steht es den Staaten frei, die Empfeh-
lungen umzusetzen. Es wird jedoch erwartet, 
dass sich die Gesetzgebungen der Staaten in 
diesen Bereichen im Laufe der Zeit aneinander 
angleichen werden. Zu einem späteren Zeit-
punkt können diese Massnahmen letztendlich 
doch zu einer Art Mindeststandard werden.

4. Analytische Berichte:
 In den analytischen Berichten werden die Er-

gebnisse zu einzelnen spezifischen Themen-
bereichen im Zusammenhang mit BEPS zu-
sammengefasst6.

Inwieweit die Empfehlungen in den finalen 
 Berichten Wirkung entfalten, ist sehr unterschied-
lich. Einige der Massnahmen wirken sich unmit-
telbar aus, wie z. B. die Änderung der Verrech-
nungspreisrichtlinien. Die Umsetzung anderer 
Empfehlungen dürfte mehr Zeit beanspruchen. 
Einige Massnahmen bedürfen einer Änderung von 
bilateralen Steuerabkommen, was unter anderem 
durch das multilaterale Instrument umgesetzt 
werden könnte, wobei andere wiederum eine Än-
derung des innerstaatlichen Rechts erfordern7.
Die Autoren haben sich entschieden, über die 
einzelnen finalen Berichte gestaffelt zu berichten 
und sich in dieser Ausgabe auf die Aktionspunkte 
zu konzentrieren, welche sich unmittelbar oder 
in der nahen Zukunft auswirken können. Diese 
sind insbesondere:
• der Bericht zu Aktionspunkt 58 bezüglich 

schädlicher Steuerpraktiken, welcher die neu-
en Mindestanforderungen an Substanz und 
Transparenz beinhalten,

• der Bericht zu Aktionspunkten 8–109 in Be-
zug auf die Änderungen der Verrechnungs-
preisrichtlinien,

• der Bericht zu Aktionspunkt 1310 in Bezug 
auf die Verrechnungspreisdokumentation 
und das sogenannte Country-by-Country 
Reporting (nachfolgend «CbCR» ).

Nachfolgender 
Abschnitt

Thematik Aktionspunkt

3 Mindeststandards in Bezug auf wesentliche Geschäftstätigkeit und Transparenz 5

4 Änderungen der Verrechnungspreisrichtlinien 8 – 10

5 Verrechnungspreisdokumentation und Country-by-Country Reporting 13
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3 Aktionspunkt 5: Wirksame 
Bekämpfung schädlicher 
Steuerpraktiken unter  
Berücksichtigung von 
 Transparenz und Substanz

Der am 5. Oktober 2015 veröffentlichte Bericht 
zu Aktionspunk 5 beinhaltet Massnahmen ge-
gen Steuerpraktiken, die als schädlich betrachtet 
werden. Der Fokus im Bericht liegt auf
(i) Substanz in Form vom wesentlicher Ge-

schäftstätigkeit, welche einem privilegierten 
Steuerregime zugrunde liegen soll und

(ii) Schaffung von Transparenz im Zusam-
menhang mit Steuervorbescheiden mittels 
verbindlichem spontanem Informations-
austausch11.

3.1 Substanz bei privilegierten 
Steuerregimen

3.1.1 Hintergrund
Die Arbeiten der OECD in Bezug auf die Bekämp-
fung schädlicher Steuerpraktiken begannen be-
reits vor über 15 Jahren. Der Grundstein der heu-
tigen Arbeiten unter Aktionspunkt 5 wurde im 
1998 erschienenen Bericht «HARMFUL TAX 

COMPETITION – An Emerging Global  Issue» 
(nachfolgend «1998 Bericht» )12 gelegt, welcher 
Kriterien definierte, um potenziell schädliche 
Steuerpraktiken identifizieren zu können. Auch 
war der 1998 Bericht der Anstoss für die Grün-
dung des Forums über schädliche Steuerprakti-
ken (Forum on Harmful Tax Prac tices; nachfol-
gend «FHTP»), welches die Aufgabe hatte, 
Steuerregime von Ländern mit einer privilegier-
ten Besteuerung draufhin zu überprüfen, inwie-
weit sich diese als schädlich erweisen. Eine privi-
legierte Besteuerung sollte dann gegeben sein, 
wenn geografisch mobile Erträge einer gesonder-
ten steuerlichen Behandlung unterstellt sind 
oder mit anderen Worten, wenn die steuer liche 
Behandlung im Vergleich zu den generellen in-
nerstaatlichen Regelungen vorteilhafter sei.  Eine 
privilegierte Besteuerung zur Förderung von In-
vestitionen (z. B. in Fabriken, Gebäude, Ausrüs-
tungen) fällt jedoch nicht darunter13.
Allgemein wurden folgende Kriterien definiert14:

Vier Schlüsselfaktoren:
1. Unter dem Regime werden geografisch mobile 

Erträge zu einem sehr tiefen effektiven Steuer -
satz besteuert oder gar nicht besteuert (Grund-
voraussetzung)

6  OECD (2015), Countering Harmful Tax Practices  
More Effectively, Taking into Account Transparency and 
Substance, Action 5 – 2015 OECD/G20 Base Final  
Report, Erosion and Profit Shifting Project, OECD, 
S. 5–6 abrufbar unter: www.dx.doi.org/10.1787/ 
9789264241190-en, nachfolgend «Action 5: Final  
Report» sowie EY Global Tax Alert, OECD releases final 
report on countering harmful tax practices unter Action 
5, vom 8. Oktober 2015, nachfolgend «EY Global Tax 
Alert Action 5».

7 Vgl. EY Global Tax Alert Action 5.
8  OECD (2015), Countering Harmful Tax Practices More 

Effectively, Taking into Account Transparency and 
 Substance, Action 5 – 2015 OECD/G20 Base Final 
 Report, Erosion and Profit Shifting Project, OECD, ab-
rufbar unter: www.dx.doi.org/10.1787/9789264241190-en, 
 nachfolgend «OECD, Action 5: Final Report».

9 OECD (2015), Aligning Transfer Pricing Outcomes  
with Value Creation, nachfolgend «OECD, Action 8–10: 
Final Report».

10 OECD (2015), Transfer Pricing Documentation and 
Country-by-Country Reporting, nachfolgend «OECD, 
Action 13: Final Report».

11  Vgl. EY Global Tax Alert, OECD releases final report  
on  countering harmful tax practices unter Action 5, 
vom 8. Oktober 2015, nachfolgend» EY Global Tax Alert 
Action 5».

12  OECD (1998), HARMFUL TAX COMPETITION –  
An Emerging Global Issue, OECD Publishing. 
http://www.oecd.org/tax/transparency/44430243.pdf, S. 23.

13  Vgl. OECD, Action 5: Final Report, S. 19,  
EY Global Tax Alert Action 5.

14  Vgl. OECD, Action 5: Final Report,  
S. 19 – 20, EY Global Tax Alert Action 5.
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2. Das Regime besteuert ausländische und in-
ländische Erträge unterschiedlich (soge-
nanntes «ring-fencing» )

3. Dem Regime fehlt es an Transparenz
4. Es besteht kein effektiver Informationsaus-

tausch (keine Amtshilfebereitschaft) in Be-
zug auf diese Steuerregime.

Acht weitere Faktoren:
1. Künstliche Definition der Steuerbemessungs-

grundlage
2. Nichtbeachtung der internationalen Verrech-

nungspreisgrundsätze
3. Befreiung ausländischer Einkünfte von der 

inländischen Besteuerung
4. Möglichkeit der Aushandlung des Steuer -

satzes oder der Steuerbemessungsgrundlage
5. Schutz der Regelungen durch Amtsgeheim-

nisse/Berufsgeheimnisse
6. Zugang zu einem weiten Netz von Steuer -

abkommen
7. Das Regime wird als Steuerminimierungs -

vehikel vermarktet
8. Das Regime fördert Strukturen, die rein 

steuer lich motiviert sind und die keine we-
sentliche Geschäftstätigkeit beinhalten15.

Die Arbeiten unter Aktionspunkt 5 bauen auf den 
Vorarbeiten des FHTP auf, gewichten  jedoch die 
vorhandene Substanz und Transparenz stärker. So 
wurde das Fehlen von wesentlicher Geschäftstätig-
keit (Punkt 8 der weiteren Faktoren aus dem 1998 
Bericht) zu einem Schlüsselfaktor aufgewertet. Ge-
mäss dem Bericht werden Steuerregime, die eine 
privilegierte Besteuerung vorsehen, insbesondere 
dann als schädlich beurteilt, wenn sie zu einer 
tieferen Besteuerung führen, und in dem Land, 
in welchem die privilegierte Besteuerung  erfolgt, 
keine substanzielle Geschäftstätigkeit stattfindet16.

3.1.2 Ergebnisse bezüglich  
IP-Regimen: Nexus-Ansatz

Der Bericht gibt den im Februar 201517 erzielten 
Konsens für die Anwendung des Nexus-Ansatzes 

wieder. Damit muss bei Regimen, die eine privi-
legierte Besteuerung von Erträgen aus Immate-
rialgüterrechten gewähren, vorausgesetzt wer-
den, dass eine wesentliche Geschäftstätigkeit 
vorliegt.

Qualifizierende Immaterialgüter
Gemäss dem Bericht sollen die Immaterialgüter, 
welche von einer steuerlichen Sonderbehand-
lung profitieren können, auf drei Kategorien be-
schränkt sein:
(i) Patente (weit ausgelegt),
(ii) urheberrechtlich geschützte Software und
(iii) eine erweiterte Definition von Immaterialgü-

tern für Unternehmen, deren Brutto-Umsatz 
aus Immaterialgüterrechten EUR 7.5 Mil-
lionen nicht übersteigt und deren konzern-
weiter Umsatz nicht mehr als EUR 50 Mil-
lionen beträgt (es wird auf einen Fünfjahres- 
Mittelwert abgestellt). Diese Immaterialgü-
terrechte müssen a) neu, nützlich und nicht 
offensichtlich sein18, b) im Wesentlichen 
vergleichbar mit den ersten beiden Katego-
rien sein und c) in einem transparenten Zer-
tifizierungsprozess registriert werden durch 
eine von der Steuerbehörde unabhängige 
Behörde. Die Kategorie iii) wird bis 2020 
nochmals genauer überprüft werden19.

Die Definition der qualifizierenden Immaterial-
güter führt dazu, dass viele der bestehenden IP-
Regime angepasst werden müssen, um nicht als 
schädlich zu gelten20.

Besteuerungsmechanismus unter Berücksich-
tigung der wesentlichen Geschäftstätigkeit:
Gemäss OECD stellen die F&E-Aufwendungen, 
die in einem Land anfallen, einen geeigneten 
Massstab für die Beurteilung der wesentlichen 
Geschäftstätigkeit von IP-Gesellschaften dar. 
Daher unterstellt der Nexus-Ansatz, anhand 
 eines proportionalen Ansatzes, die Einkünfte 
aus Immaterialgütern nur im Verhältnis der 
beim gebiets ansässigen Unternehmen anfallen-



Urheberrechtlich geschütztes Material

Persönlicher Download für Markus.Huber@mll-legal.com,

IP 62.2.185.202. Download am 22.08.2017 14:51:25.

© 2017 Cosmos Verlag AG, Muri-Bern. Alle Rechte vorbehalten.

Nr. 12/2015 Seite 957

BLICKPUNKT BEPS

den qualifizierenden F&E-Aufwendungen zu den 
Gesamtausgaben für die Entwicklung des Imma-

nicht durch verbundene oder nahestehende 
 Unternehmen durchgeführt wird (in der Formel 
als b bezeichnet)24. Nicht-EU-Ländern wird je-
doch zugestanden, von dieser Regelung abzu-
weichen und die Auftragsforschung von Nahe-
stehenden im Ansässigkeitsstaat der privilegiert 
besteuerten Unternehmung als qualifizierende 
F&E-Aufwendung zu berücksichtigen25.
Viele der gegenwärtigen IP-Regime ermöglichen 
eine privilegierte Besteuerung von IP-Erträgen, 
auch wenn die entsprechenden Immaterialgüter 
nicht selbst entwickelt, sondern erworben wur-
den. Unter dem Nexus-Ansatz qualifizieren die 
Akquisitionskosten von Immaterialgütern jedoch 

15  Vgl. OECD, Action 5: Final Report,  
S. 19 – 20, EY Global Tax Alert Action 5.

16  Vgl. OECD, Action 5: Final Report, S. 23.
17 Vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/STOFFEL, Blickpunkt  

International, in: SteuerRevue 2/2015, S. 129.
18  Mit «nicht offensichtlich» ist gemeint, dass die Inno -

vation, die sie gegenüber vorherigen Produkten oder 
veröffentlichten Entwürfen mit sich bringt, für eine 
 Person, welche über gewöhnliche Fähigkeiten in der 
 Industrie oder im Handel verfügt, nicht offensichtlich 
gewesen sein dürfte.

19  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 34.

20  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 26 – 27.
21  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  

S. 25, EY Global Tax Alert Action 5.
22 Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  

S. 25, EY Global Tax Alert Action 5.
23 Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  

S. 25, EY Global Tax Alert Action 5.
24  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  

S. 29, EY Global Tax Alert Action 5.
25 Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  

S. 42 unter Fussnote 16.

terialguts der privilegierten Besteuerung. Die re-
levante Formel wird wie folgt dargestellt21:

Qualifizierende Ausgaben zur Entwicklung 
von Immaterialgüterrechten
Als qualifizierende F&E-Aufwendungen gelten nur 
die Aufwendungen, die im direkten Zusammen-
hang mit der Entwicklung des Immaterialgüter-
rechts stehen, aus welchem die privilegiert besteu-
erten Einkünfte resultieren und welche beim 
privilegiert besteuerten Unternehmen selbst anfal-
len (in der Formel als a bezeichnet).
Die Aufwendungen für Auftragsforschung fallen 
grundsätzlich nur unter die qualifizierten F & E- 
Aufwendungen, wenn die Auftragsforschung durch 
Dritte (wobei irrelevant ist, ob die Forschung 
 lokal oder im Ausland durchgeführt wird) und 

	 Qualifizierende Ausgaben zur 
	 Entwicklung des IPs
	 	 ×	 Gesamterträge aus dem IP	 =	 Privilegiert besteuerte Erträge 22

	 Gesamtausgaben zur  
	 Entwicklung des IPs

wobei gilt dass:

	 Qualifizierende Ausgaben zur  
	 Entwicklung des IPs	 	     a+b
	 	 =	
	 Gesamtausgaben zur 	       a+b+c+d 23 
	 Entwicklung des IPs

a: F&E-Aufwendungen, welche beim Unternehmen selber angefallen sind
b: Beim Unternehmen angefallene Aufwendungen für die Auftragsforschung durch Dritte
c: Anschaffungskosten
d: Aufwendungen für die Auftragsforschung durch verbundene Unternehmen.
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nicht als qualifizierende Aufwendungen. Ledig-
lich die Kosten für die Weiterentwicklung erwor-
bener Immaterialgüterrechte fallen unter die 
qualifizierten Aufwände26.

Gesamtausgaben zur Entwicklung von  
Immaterialgüterrechten
Im Report werden die Gesamtausgaben als die 
Summe aller relevanten Aufwendungen defi-
niert, welche unter die qualifizierenden Aufwen-
dungen fallen, falls sie beim Steuerpflichtigen 
selber angefallen wären. Darunter fallen somit 
auch die Aufwendungen für Auftragsforschung 
durch verbundene Unternehmen und Anschaf-
fungskosten des Immaterialgüterrechts fallen in 
die Gesamtausgaben27.

Mögliche Erweiterung der «qualifizierenden 
F&E-Aufwendungen» im Rahmen des Nexus-
Ansatzes
Ferner ist es den Ländern freigestellt, einen soge-
nannten modifizierten Nexus-Ansatz, gemäss 
dem im Februar 2015 erzielten Konsens, basie-
rend auf dem Vorschlag von Deutschland und 
UK28 anzuwenden und einen so genannten «Up-
Lift» der qualifizierenden F&E-Aufwendungen 
(a und b in der Formel) bis zu 30% zu gewähren, 
sofern die Gesamtausgaben zur Entwicklung des 
IPs nicht qualifizierende Aufwände im entspre-
chenden Umfang beinhalten. Somit können 
 Aufwendungen für Auftragsforschung durch ver-
bundene Unternehmen und auch die Anschaf-
fungskosten des Immaterialguts im Umfang von 
maximal 30% der qualifizierenden Aufwände 
ebenfalls berücksichtigt werden29.

Ausnahmefälle
Ausserdem können die Länder vorsehen, in be-
schränkten Ausnahmefällen vom Berechnungs-
modell abzuweichen. Der Steuerpflichtige hat in 
diesen Fällen nachzuweisen, dass mehr IP-Erträ-
ge privilegiert besteuert werden sollten, da das 
Berechnungsmodell nicht zu einer angemesse-

nen Berücksichtigung der durch die Unterneh-
mung selbst ausgeübten F&E-Aktivitäten führt. 
Der Bericht beinhaltet strikte und detaillierte Re-
geln für solche Ausnahmen (u. a. Dokumentati-
onserfordernisse, zwingende jährliche Überprü-
fung, spontaner Informationsaustausch mit den 
anderen betroffenen Ländern und Information 
an das FHTP)30.

Dokumentation der Aufwände und Erträge
Damit Unternehmen unter den zulässigen IP-Re-
gimen besteuert werden können, müssen  diese 
den direkten Zusammenhang der F&E-Aufwände 
mit einem bestimmten Immaterialgüterrecht 
und den entsprechenden Erträgen dokumentie-
ren können. In den Fällen, wo dies zu Schwierig-
keiten führen könnte, können die Länder auch 
einen produktspezifischen Ansatz zulassen. D. h. 
die Aufwände müssen nicht einem bestimmten 
Immaterialgüterrecht zugeordnet werden kön-
nen, sondern einem bestimmten Produkt, wel-
ches wiederum auf verschiedenen IPs beruhen 
kann. Weiter sind auch Fälle denkbar, bei denen 
die Zuordnung der F&E- 
Aufwände zu Produktefamilien angemessen er-
scheint (z. B. bei Medikamenten, die in unter-
schiedlichen Dosierungen verkauft werden).

Übergangsbestimmungen für bestehende  
IP-Regime
Viele bestehende IP-Regime, einschliesslich der 
16, welche vom FHTP bereits geprüft wurden 
(inklusive des Lizenz-Box-Regimes im Kanton 
Nidwalden), erfüllen die Kriterien des Nexus-An-
satzes nicht und müssen daher angepasst wer-
den. Als Übergangsregelung wurde im Bericht 
festgehalten, dass für Gesellschaften und für Im-
materialgüterrechte, die neu unter einem dieser 
Regime besteuert werden sollen, die bestehen-
den IP-Regime nur noch bis zum 30. Juni 2016 
offen sein sollen. Sollten vor diesem Zeitpunkt 
bereits neue Regime unter Berücksichtigung des 
Nexus-Ansatzes implementiert werden, sind die 
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alten Regime für neue Gesellschaften und neue 
IPs nur bis zu diesem Zeitpunkt offen31.
Bezüglich der bestehenden Regime haben die 
Länder die Möglichkeit, eine Übergangsfrist bis 
maximal zum 30. Juni 2021 zu gewähren, aller-
ding muss der legislative Prozess für die Imple-
mentierung von angepassten Regimen bereits 
2015 beginnen32.
Ausserdem sollen IPs, die nach dem 1. Januar 
2016 direkt oder indirekt von Nahestehenden er-
worben werden, nicht mehr unter den alten Re-
gimen besteuert werden können. Davon ausge-
nommen sind jene IPs, die bereits vor dieser 
Transaktion unter dem IP-Regime besteuert 
wurden oder im Rahmen einer Umstrukturie-
rung auf ein Regime übertragen werden, wel-
ches dem Nexus-Ansatz angepasst wird33.
Zudem wurden erhöhte Transparenzvorschriften 
für Gesellschaften und IPs, die zwischen dem 
6. Februar 2015 und 30. Juni 2016 neu unter 
den bisherigen IP-Regime besteuert werden 
(und daher von den Übergangsbestimmungen 
profitieren können) festgesetzt. Diese sollen dem 
spontanen Informationsaustausch unterliegen, 
selbst wenn kein Ruling eingeholt wurde34.

3.1.3 Wesentliche Geschäfts -
tätigkeit bei anderen nicht 
immaterialgüterbasierten 
 privilegierten Steuerregimen

Auch bei den anderen Regimen, die eine privi -
legierte Besteuerung vorsehen, ist die wesentli-

che Geschäftstätigkeit von zentraler Bedeutung. 
Gemäss dem Bericht muss auch bei anderen 
Steuerprivilegien nachgewiesen werden, dass die 
entscheidenden Aktivitäten, die zur Erzielung 
der unter die Sondersteuerregelung fallenden 
Einkünfte notwendig sind35, durch das gebiets-
ansässige Unternehmen selbst ausgeübt werden. 
Der Bericht gibt verschiedene Beispiele für Akti-
vitäten, die für einzelne Regime als wesentliche 
Geschäftstätigkeiten angesehen werden könn-
ten. Einige davon sind im Folgenden zusam-
mengefasst:
Headquarter Regime: Treffen von Management- 
Entscheiden, Tragen von Aufwänden im Namen 
von Gruppengesellschaften, Koordination von 
Gruppenaktivitäten36.
Vertriebs- und «Service Center»-Regime: 
Transport und Lagerung von Gütern, Lager -
verwaltung, Bestellungsaufnahme, Erbringung 
von Beratungs- oder administrativen Dienstleis-
tungen37.
Finanzierungs-Regime: Zustimmung zu Fi-
nanzierungskonditionen, Festlegung der Be-
dingungen und Dauer von Finanzierungen, 
Überwachen und Anpassen von Verträgen, Risi-
komanagement38.
Holding-Regime: Erfüllung aller relevanten ge-
sellschaftsrechtlichen Meldeerfordernisse und 
ausreichende Substanz (Personal mit adäqua-
ten Geschäftsräumlichkeiten), um Beteiligun-
gen zu halten und zu verwalten. Diese Erforder-
nisse sollen ausschliessen, dass sogenannte 

26  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 30, EY Global Tax Alert Action 5.

27  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 28, EY Global Tax Alert Action 5.

28  Vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/STOFFEL, Blickpunkt  
International, in: SteuerRevue 2/2015, S. 129.

29  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 27,  
EY Global Tax Alert Action 5.

30  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 35 – 36.
31  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 34,  

EY Global Tax Alert Action 5.

32  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 34, EY Global Tax Alert Action 5.

33  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 35.
34  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  

S. 35, EY Global Tax Alert Action 5.
35  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  

S. 37, EY Global Tax Alert Action 5.
36  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  

S. 37–38.
37  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 38.
38  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 38.
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Briefkastenfirmen von diesen Sondersteuerrege-
lungen profitieren können39.

3.2 Transparenz: Verbindlicher 
spontaner Informationsaus-
tausch über Steuervorbescheide

Der zweite Schwerpunkt unter Aktionspunkt 5 
liegt darin, die Transparenz hinsichtlich privile-
gierter Steuerregime zu erhöhen. Das FHTP ist 
diesbezüglich in drei Schritten vorgegangen:
1. Der erste Schritt bestand darin, einen Rah-

men für den verbindlichen spontanen Infor-
mationsaustausch über Steuervorbescheide 
zu schaffen. Der im Bericht enthaltene Rah-
men ist signifikant breiter, als in den vorheri-
gen Berichten vorgesehen wurde.

2. Im zweiten Schritt wurde analysiert, wie die 
Transparenz weiter verbessert werden kann. 
Daher wurde untersucht, wie in den einzelnen 
Ländern Steuervorbescheide gewährt werden. 
Daraus ergab sich das Bedürfnis, den Informati-
onsaustausch auch auf Steuervorbescheide aus-
zuweiten, welche nicht in direktem Zusammen-
hang mit privilegierten Steuer regimen stehen.

3. In einem dritten Schritt wurde analysiert, wie 
der Prozess für Steuervorbescheide gestaltet 
werden sollte40.

3.2.1 Welche Steuervorbescheide 
sind betroffen?

Gemäss dem Bericht erstreckt sich der Anwen-
dungsbereich des verbindlichen spontanen In-
formationsaustausches über die folgenden Kate-
gorien von Steuervorbescheiden:
1. Steuervorbescheide bezüglich privilegiert 

besteuerter Regime:
 Diese Kategorie deckt Steuervorbescheide be-

züglich privilegierter Steuerregime ab, welche 
in den Kompetenzbereich des FHTP fallen 
(vgl. Abschnitt 3.1.1). Folglich ist diese Kate-
gorie limitiert auf Regime, welche für geogra-
fisch mobile Erträge eine privilegierte Be-
steuerung vorsehen.

2. Unilaterale Vorvereinbarungen über Verrech-
nungspreise, sogenannte Advanced Pricing 
Agreements (APAs) und andere grenzüber-
schreitende unilaterale Steuervorbescheide 
bezüglich Verrechnungspreise.

3. Grenzüberschreitende Steuervorbescheide, 
welche in Abweichung vom eigentlichen Ge-
schäftsergebnis eine unilaterale Reduktion 
des steuerbaren Gewinnes gewähren:

 Unter diese Kategorie fallen beispielweise so 
genannte «excess profit rulings», informelle 
Kapitaleinlagerulings oder auch Steuervor-
bescheide, welche einen fiktiven Zinsabzug 
z. B. auf zinslosen Darlehen zulassen. Gemäss 
dem Bericht besteht zudem die Auffassung, 
dass für diese Kategorie kein formeller Steuer-
vorbescheid benötigt wird. Sollten Länder 
 eine solche unilaterale Reduktion des steuer-
baren Gewinnes anbieten, müssen diese In-
formationen mit den relevanten Steuerbehör-
den ausgetauscht werden.

4. Steuervorbescheide betreffend Betriebsstätten:
 Diese Kategorie beinhaltet Steuervorbescheide 

im Zusammenhang mit der Begründung oder 
Nicht-Begründung einer Betriebsstätte, unab-
hängig davon, ob es sich um eine lokale oder 
ausländische Betriebsstätte handelt. Auch fal-
len Steuervorbescheide, welche die Gewinn -
allokation auf eine Betriebsstätte zum Gegen-
stand haben, unter diese Kategorie.

5. Steuervorbescheide bezüglich Durchlauf-
Strukturen:

 Diese Kategorie beinhaltet Steuervorbeschei-
de im Zusammenhang mit grenzüberschrei-
tenden Weiterleitungen von Mitteln oder Er-
trägen zwischen verbundenen Gesellschaften, 
sei es direkt oder auch indirekt über eine 
zweite lokale Gesellschaft.

6. Steuervorbescheide, welche ohne spontanen 
Informationsaustausch BEPS-Risiken mit 
sich bringen:

 Diese letzte Kategorie soll ausreichend Flexi-
bilität für das FHTP gewähren, damit in Zu-
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kunft auch andere Kategorien von Steuervor-
bescheiden, welche BEPS-Risiken mit sich 
tragen, dem spontanen Informationsaus-
tausch unterliegen können41.

3.2.2 Welche Informationen  
müssen ausgetauscht werden?

Um den administrativen Aufwand des sponta-
nen Informationsaustauschs so gering wie mög-
lich zu halten, ist ein zweistufiger Prozess vor -
gesehen. Im ersten Schritt muss nicht der 
Steuervorbescheid an sich ausgetauscht werden, 
sondern lediglich eine Zusammenfassung der 
Schlüsselinformationen. Der Bericht enthält im 
Annex C eine Mustervorlage für die Informatio-
nen, welche aus einem Steuervorbescheid aus-
getauscht werden sollen. Diese beinhalten u. a. 
die Steuernummer, Information zur Kategorie 
des Steuervorbescheids (vgl. 3.2.1), eine Kurzzu-
sammenfassung und den Grund des Informati-
onsaustausches. Erst in einem zweiten Schritt 
kann die Steuerverwaltung, welche die Zusam-
menfassung des Steuervorbescheids erhält, ent-
scheiden, ob sie den ganzen Steuervorbescheid 
anfordern will42.

3.2.3 Mit welchen Ländern  
müssen die Informationen 
ausgetauscht werden?

Die Informationen sollen mit allen «betroffe-
nen» Ländern ausgetauscht werden. In jedem 
Fall gehören das Ansässigkeitsland der Konzern-
muttergesellschaft und der direkten Mutterge-
sellschaft der betroffenen Gesellschaft dazu. Da-

rüber hinaus müssen in den meisten Fällen 
auch mit denjenigen Ländern, in denen nahe-
stehende Unternehmen ansässig sind, die in ei-
ne Transaktion involviert sind, welche Gegen-
stand des Steuervorbescheids ist, Informationen 
ausgetauscht werden43.

3.2.4 Zeitplan
Gemäss dem Bericht müssen die Informationen zu 
den Steuervorbescheiden, welche ab dem 1. April 
2016 vereinbart werden, spätestens drei Monate, 
nachdem die zuständige Behörde des Landes von 
dem unterzeichneten Steuervorbescheid Kenntnis 
erhalten hat, ausgetauscht werden44.
Ältere Steuervorbescheide, welche seit dem 1. Ja-
nuar 2010 gewährt oder angepasst wurden und 
am 1. Januar 2014 noch Gültigkeit haben, 
 unterliegen ebenfalls dem verbindlichen spon-
tanen Informationsaustausch. Die notwendigen 
Vorkehrungen und Mechanismen für diesen 
Austausch müssen die Länder bis Ende 2016 ge-
troffen und umgesetzt haben45.
Das FHTP wird jährlich ab 2017 überprüfen, in-
wieweit die Bestimmungen zum verbindlichen 
spontanen Informationsaustausch unter Akti-
onspunkt 5 eingehalten werden46.

4 Aktionspunkt 8–10:  
Änderungen der Verrech-
nungspreisrichtlinien

Der am 5. Oktober 2015 erschienene OECD-
 Action 8–10: Final Report konsolidiert die unter 
den Aktionspunkten 8–10 veröffentlichten Ent-

39  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report, S. 39–40,  
EY Global Tax Alert Action 5.

40  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 45-46, EY Global Tax Alert Action 5.

41  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 46-51, EY Global Tax Alert Action 5.

42  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 54, EY Global Tax Alert Action 5.

43 Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 53, EY Global Tax Alert Action 5.

44  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 54, EY Global Tax Alert Action 5.

45  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 53 und S. 55, EY Global Tax Alert Action 5.

46  Vgl. OECD, Action 5: 2015 Final Report,  
S. 68, EY Global Tax Alert Action 5.



Urheberrechtlich geschütztes Material

Persönlicher Download für Markus.Huber@mll-legal.com,

IP 62.2.185.202. Download am 22.08.2017 14:51:25.

© 2017 Cosmos Verlag AG, Muri-Bern. Alle Rechte vorbehalten.

Nr. 12/2015 Seite 962

BLICKPUNKT BEPS

würfe. Dieser Bericht beinhaltet umfassende Ände-
rungen der Verrechnungspreisrichtlinien in den 
folgenden Bereichen: Anwendung des Fremdver-
gleichs (komplette Ersetzung des derzeitigen Kapi-
tels I, Abschnitt D), Rohstofftransaktionen (Ergän-
zung des derzeitigen Kapitels II), Immaterialgüter 
(komplette Ersetzung des derzeitigen Kapitels VI), 
Dienstleistungen mit niedriger Wertschöpfung 
(komplette Ersetzung des derzeitigen Kapitels VII) 
und Kostenumlagevereinbarungen (komplette Er-
setzung des derzeitigen Kapitels VIII).
Die jeweiligen Diskussionsentwürfe in allen ge-
nannten Bereichen wurden jeweils in früheren 
Ausgaben der SteuerRevue ausführlich vorge-
stellt47, daher soll an dieser Stelle nur ein kurzer 
Überblick über die finalen Weisungen pro Be-
reich gegeben werden:

Anwendung des Fremdvergleichs
• Identifizierung von Geschäfts- oder  

Finanztransaktionen:
Im Rahmen einer Vergleichbarkeitsanalyse 
sind vor allem zwei Aspekte zu beachten: (i) 
die Identifizierung der Beziehung zwischen 
verbundenen Unternehmen und der ent-
sprechenden Bedingungen, um verschiede-
ne Transaktionen (vertraglich) voneinander 
abgrenzen zu können sowie (ii) der Ver-
gleich der identifizierten Bedingungen (wie 
z. B. Geschäftsstrategien, involvierte Länder, 
spezifische Produkteigenschaften etc.) mit 
vergleichbaren Bedingungen zwischen un-
abhängigen Unternehmen.

• Analyse von Risiken: 
Der finale Bericht betont die Bedeutung der 
Analyse von Risiken im Rahmen der Funkti-
onsanalyse und schlägt hierzu die folgen-
den sechs Schritte vor:
– Identifikation der wirtschaftlich bedeu-

tenden Risiken in den Geschäfts- und Fi-
nanzbeziehungen zwischen den Parteien.

– Analyse der vertraglichen Vereinbarungen 
zu den identifizierten Risiken.

– Im Rahmen einer Funktionsanalyse soll 
ermittelt werden, wie die Risiken verwaltet 
werden, vor allem welches Unternehmen 
die Risiken kontrolliert und Risikomana-
gementfunktionen durchführt.

– Im nächsten Schritt soll analysiert wer-
den, ob die vertragliche Risikoallokation 
mit der tatsächlichen übereinstimmt und 
ob die jeweilige Partei auch über die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit zur Risiko-
übernahme verfügt.

– Falls festgestellt wird, dass eine Partei ent-
weder die Risiken nicht kontrolliert oder 
nicht die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
hat, dann sollten dieser keine Risiken zuge-
ordnet werden, sondern derjenigen Partei, 
welche die Kontrolle bzw. die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit besitzt. Sollten dies meh-
rere Parteien sein, so sollte das Risiko der 
Partei zugeordnet werden, die die «meiste» 
Kontrolle ausübt, und die anderen Parteien 
sollten für ihre Kontrollfunktion nach dem 
Fremdvergleich kompensiert werden.

– Nachdem mit den ersten fünf Schritten die 
Risiken für die jeweilige Transaktion identi-
fiziert und den richtigen Parteien zugeord-
net wurden, soll im finalen sechsten Schritt 
ermittelt werden, was die fremdübliche Ent-
schädigung für die Risikoübernahme unter 
Berücksichtigung möglicher finanzieller 
und anderer Konsequenzen hieraus ist.

• Kapitalstarke Gesellschaften:
Folgend der obigen Vorgehensweise zur Ana-
lyse von Risiken gilt für eine kapitalstarke 
Gesellschaft, die für andere Gruppenmitglie-
der Finanzierung bereitstellt, aber die finan-
ziellen Risiken nicht kontrollieren kann, 
dass diese nicht mehr als eine risikofreie 
Verzinsung ihres Kapitals erhalten sollte.

• Nichtanerkennung von Transaktionen:
Nur unter besonderen Umständen, z. B. wenn 
eine Transaktion irrational ist, kann diese von 
Steuerverwaltungen nicht anerkannt werden.
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Rohstofftransaktionen
• Wahl der Verrechnungspreismethode für 

Rohstofftransaktionen:
Grundsätzlich soll für Rohstofftransaktionen 
die Preisvergleichsmethode angewendet wer-
den. Diese kann entweder durch eine ver-
gleichbare Transaktion oder durch einen 
börsenquotierten Preis angewendet werden.

• Preisfestsetzungstag:
Wenn ein börsenquotierter Preis zur Verrech-
nungspreisbestimmung herangezogen wird, 
sollte auch festgelegt werden, welcher Tag als 
Referenz genutzt wird. Der finale Bericht de-
finiert den Preisfestsetzungstag als den Tag, 
der von den Parteien (vertraglich) festgelegt 
wird. Falls im Rahmen einer Prüfung Bewei-
se für einen abweichenden Preisfestsetzungs-
tag ermittelt werden sollten, dann sollte die-
ser durch die Steuerverwaltungen gewählt 
werden.

• Dokumentationsempfehlungen:
Steuerpflichtige sollten im Rahmen ihrer 
 Verrechnungspreisdokumentation Nachweise 
bereithalten, die die Preisfestsetzung für 
Rohstofftrans aktionen belegen (z. B. Preisfor-
meln, Vereinbarungen mit Drittparteien etc.).

Immaterialgüter
• Definition von Immaterialgütern:

 Die Definition von Immaterialgütern folgt 
der Definition, die bereits im Bericht zum 
Aktionspunkt 8 im September 2014 vorge-
stellt wurde. Demnach ist ein Immaterial-
gut, «etwas, das kein physisches oder Fi-
nanzgut ist und das besitzt oder kontrolliert 
werden kann, um es kommerziell zu benut-
zen, und für dessen Nutzung unabhängige 

Parteien unter vergleichbaren Umständen 
eine Kompensation vereinbart hätten». Wei-
ter wurde auch die Definition von immate-
riellen Marketingwerten übernommen. Da-
bei handelt es sich um «ein immaterielles 
Wirtschaftsgut, das im Zusammenhang mit 
Marketingaktivitäten steht, die kommerziel-
le Ausbeutung eines Produkts oder einer 
Dienstleistung fördert und/oder einen wich-
tigen Werbewert für das entsprechende Pro-
dukt hat». 

• Recht zur Ausbeutung von Immaterial-
gütern:
Auch in diesem Punkt folgt die OECD den 
vorherigen Veröffentlichungen, wonach allei-
ne das rechtliche Eigentum noch nicht dazu 
berechtigt, einen Ertrag durch die Ausbeu-
tung des Immaterialgutes zu erhalten. Statt-
dessen ist dafür massgeblich, welche Unter-
nehmen die werttreibenden Funktionen zur 
Entwicklung, Weiterentwicklung, Pflege, Ver-
teidigung sowie der Ausbeutung des Immate-
rialgutes durchführen. Im Einklang mit der 
oben beschriebenen Analyse von Risiken be-
rechtigt die Finanzierung von Immaterialgü-
ter, ohne Kontrolle bzw. finanzielle Kapazität 
diese Risiken zu tragen, nur zu einer risikolo-
sen Verzinsung des eingesetzten Kapitals.

• Schwer zu bewertende Immaterialgüter 
(«hard to value intangibles – HTVI»):
Da die Risikobeurteilung für Steuerverwal-
tungen bei HTVI schwierig ist, erlaubt die 
OECD hierzu eine ex-post-Beurteilung vor-
zunehmen. Dabei wird ein angemessener 
Preis für die Transaktion erst dann be-
stimmt, nachdem die finanziellen Auswir-
kungen realisiert wurden und eine entspre-

47  Vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, 
Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 2/2015, S. 139 ff., 
HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, 
 Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 4/2015, S. 317 f., 

 HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI,  
Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 6/2015, S. 488 ff., 
HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, 
 Blickpunkt BEPS, in: SteuerRevue 10/2015, S. 762 ff.
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chende Korrektur der vorab festgelegten 
Preise durchgeführt werden kann.

Dienstleistungen mit niedriger  
Wertschöpfung
• Definition von Dienstleistungen  

mit niedriger Wertschöpfung:
Dienstleistungen mit niedriger Wertschöp-
fung sind solche, «die von einem oder meh-
reren Mitgliedern einer multinationalen 
Gruppe für ein oder mehrere andere Mitglie-
der erbracht werden und lediglich unterstüt-
zender Natur und nicht Teil des Kernge-
schäfts der Gruppe sind». Ferner dürfen für 
die Erbringung der Dienstleistung weder 
wertvolle Immaterialgüter eingesetzt oder 
wesentliche Risiken aufgenommen werden, 
noch solche generiert werden.

• Wahlweiser vereinfachter Verrechnungs-
mechanismus:
Für die o. g. Dienstleistungen kann ein ver-
einfachter Ansatz benutzt werden, um ein 
fremdvergleichskonformes Ergebnis zu er-
zielen. Demnach müssen in einem ersten 
Schritt die Kosten ermittelt werden, die für 
die Dienstleistungen entstanden sind. Diese 
werden dann mit generellen Schlüsseln (wie 
z. B. Umsatz) auf die Dienstleistungsemp-
fänger aufgeteilt. Es muss dabei lediglich 
gezeigt werden, dass die Dienstleistung tat-
sächlich erbracht wurde, aber es ist nicht 
notwendig – wie bei Dienstleistungen im 
Allgemeinen – zu zeigen, dass das empfan-
gende Unternehmen damit tatsächlich ei-
nen Vorteil erzielt hat. Als letzter Schritt wird 
auf die zugeteilten Kosten ein Gewinnauf-
schlag von 5% angewendet.

Kostenumlagevereinbarungen
• Definition von Kostenumlageverein -

barungen («KUV» ):
Eine KUV ist «eine vertragliche Vereinba-
rung zwischen Unternehmen, die Risiken 

aus einer gemeinsamen Entwicklung oder 
einem Kauf von (im)materiellen Wirt-
schaftsgütern bzw. Dienstleistungen zu tra-
gen und/oder zu diesen beizutragen» in der 
Erwartung, gemeinsame Vorteile zu erzielen.

• Voraussetzung zur Teilnahme an  
einer KUV:
Neben der Erwartung eines gemeinsamen 
Vorteils wurde als Voraussetzung – im Ein-
klang mit der o. g. Analyse von Risiken – 
hinzugefügt, dass jeder Teilnehmer über die 
funktionelle und finanzielle Kapazität verfü-
gen muss, um die Risiken zu kontrollieren.

• Bewertung der Beiträge zu einer KUV:
Die Beiträge der Teilnehmer müssen im 
Einklang mit den jeweils erwarteten Vortei-
len stehen. Sollte dies nicht der Fall sein, 
kann dies durch Zahlungen zwischen den 
Teilnehmern ausgeglichen werden. Der Wert 
der Beiträge wird dadurch gemessen, was 
unabhängige Unternehmen in vergleichba-
ren Umständen dafür bezahlt hätten. Kosten 
sind daher in der Regel nicht der richtige 
Massstab, ausser wenn der Wert einer 
Dienstleistung nahe an deren Kosten ist, 
können diese aus praktischen Gründen be-
nutzt werden.

Es wird erwartet, dass die OECD eine neue finale 
Version der Verrechnungspreisrichtlinien mit 
diesen Änderungen nicht vor 2017 veröffent-
licht. Trotzdem werden die in den Diskussions-
entwürfen und im OECD Action 8–10: Final Re-
port aufgezeigten Vorschläge zur Anwendung 
des Fremdvergleichs bereits heute von Steuerver-
waltungen im Rahmen von Prüfungen heran-
gezogen.
Es ist zu erwarten, dass die einzelnen oben ge-
nannten Themenbereiche auch nach und nach 
in lokale Gesetze und weiter in die Praxis über-
führt werden. So hat etwa für Dienstleistungen 
mit niedriger Wertschöpfung bereits eine Vielzahl 
von Ländern angekündigt, den wahlweise verein-
fachten Mechanismus bis 2018 umzusetzen.
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5 Aktionspunkt 13: 
Verrechnungspreis -
dokumentation und Country-
by-Country Reporting

Wie von der OECD angekündigt, fasst der OECD 
Action 13 Final Report alle bisher unter dem Ak-
tionspunkt 13 veröffentlichten Berichte zusam-
men48. Mit der Veröffentlichung der überar -
beiteten Verrechnungspreisrichtlinien (s. o.) soll 
dieser das derzeitige Kapitel V komplett ersetzen.
Zusammenfassend sei hier erwähnt, dass eine 
Verrechnungspreisdokumentation nach dem 
neuen OECD-Standard aus drei Teilen besteht: 
einem Masterfile, das die Gruppe und deren Ge-
schäftsbereiche an sich vorstellt, einem Local 
File, das die jeweilige lokale Gesellschaft sowie 
deren Transaktionen (auch quantitativ) be-
schreibt, sowie das CbCR, das auf Ebene der 
obersten Gruppengesellschaft auszufüllen ist 
und für jedes Land, in dem die Gruppe tätig ist, 
bestimmte  Informationen (wie z. B. Mitarbeiter-
zahl) und Finanzkennzahlen umfasst.
Derzeit werden in einer Vielzahl von Ländern 
gesetzliche Grundlagen geschaffen, damit das 

CbCR für Gruppen, die einen konsolidierten 
Umsatz von mindestens 750 Mio. EUR erzielen, 
verpflichtend für Geschäftsjahre ab oder nach 
dem 1. Januar 2016 eingeführt werden kann.
Dabei haben sich die Länder grundsätzlich ge -
einigt, dass die einzelnen Gruppengesellschaften 
das Masterfile und das jeweilige Local File an 
die jeweiligen lokalen Steuerverwaltungen über-
mitteln. Das CbCR dagegen soll nur in dem 
Land an die Steuerverwaltung übermittelt wer-
den, in dem die oberste Gruppengesellschaft 
steuerlich domiziliert ist. Die CbCR-Daten wer-
den im Rahmen des automatischen Informa -
tionsaustausches direkt zwischen den Steuerver-
waltungen übermittelt.
Auch die Schweiz hat öffentlich bekundet, diese 
Massnahmen vollumfänglich durchzusetzen, 
und arbeitet derzeit an der Schaffung einer 
rechtlichen Grundlage. Es wird erwartet, dass 
diese erst mit dem Jahr 2018 implementiert 
wird. Dennoch muss sichergestellt werden, dass 
zu Beginn des Jahres 2017 die CbCR-Daten von 
Schweizer multinationalen Unternehmen für 
das Jahr 2016 vorliegen, da sonst die Massnah-
men der OECD nicht vollständig umgesetzt sind.

48  Für nähere Informationen zu diesen Berichten, vgl. 
 HUBER/BARTZ/BERR, Blickpunkt BEPS, in: Steuer -
Revue 12/2014, S. 857 f., HUBER/MAHAWATTAGE/
BERR/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer -

Revue 4/2015, S. 318 f., HUBER/MAHAWATTAGE/ 
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